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Ausschnitt aus dem wirksamen F-Plan (Urschrift) zur  Information.
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000

Ausschnitt aus der wirksamen 4. Änd. des F-Plan zur  Information.
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes
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Ausschnitt aus dem wirksamen F-Plan (Urschrift) zur  Information.
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000

Ausschnitt aus der wirksamen 4. Änd. des F-Plan zur  Information.
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes

12. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Borgstedt, 
Kreis Rendsburg-Eckernförde

Ausschnitt aus dem wirksamen F-Plan (Urschrift) zur  Information - Teilbereich 1
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Darstellung der 12. Änderung des F-Planes - Teilbereich 1

Maßstab 1 : 10.000

Ausschnitt aus der wirksamen 4. Änd. des F-Plan zur  Information  - Teilbereich 1
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000 Maßstab 1 : 5.000

Ausschnitt aus dem wirksamen F-Plan (Urschrift) zur  Information - Teilbereich 2
Dieser Ausschnitt ist durch die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht mehr wirksam.

Maßstab 1 : 10.000

Darstellung der 12. Änderung des F-Planes - Teilbereich 2 Maßstab 1 : 5.000

Für den Teilbereich 1: südwestlich der Autobahn A7 und nördlich des Winkelhörner Weges
Für den Teilbereich 2: östlich der Bundesstraße B203, nördlich Landesstraße L42 und südlich des Torfweges

Bearbeitung:  11.09.2018, 12.02.2020, 19.03.2020, 
   02.12.2020, 03.03.2021

GEÄNDERT :

STAND DER PLANUNG : § 4(2) BauGB § 3(2) BauGB § 1(7) BauGB § 4a(3) BauGB § 6 BauGB

12. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Borgstedt, 
Kreis Rendsburg-Eckernförde

§ 4(1) BauGB § 3(1) BauGB

Übersichtsplan ohne Maßstab

Planzeichen Erläuterung 

Planzeichenerklärung:

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4 BauGB

Anbauverbotszone
40 m zur Bundesautobahn
20 m zu Kreis- bzw. Landesstraße

§ 5 Abs. 4 BauGB i.V.m.
§ 9 FStrG

§ 29 StrWG

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I, S. 58) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. I, S. 1509),  i.V.m. der Überleitungsvorschrift 
des § 245 c Abs. 1 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes

Art der baulichen Nutzung

Sonstiges Sondergebiet
Kreislaufwirtschaft (Klw)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Ab- 
wasserbeseitigungen sowie für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen 
und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken

Flächen für 
Versorgungsanlagen

§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB

Regenrückhaltebecken (RRB)RRB
§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Stromleitung vorhanden, Oberirdisch, 110 kV-Leitung § 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4 BauGB

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Rechtsgrundlagen

1. Darstellungen

Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen 
zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
Nutzungsbeschränkungen aufgrund der Starkstromleitung (Freileitungen)

§ 5 Abs. 2 Nr. 6  und Abs. 4 BauGB

Sonstige Planzeichen

Verfahrensvermerke:

§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGBSonstige überörtliche Hauptverkehrsstraßen

Flächen für den überörtlichen Verkehr und
für die örtlichen Hauptverkehrszüge

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom __.__._____. Die 
ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Aushang an den 
Bekanntmachungstafeln vom __.__._____bis einschließlich __.__._____. 

 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am __.__._____ 

durchgeführt.  
 

3. Die Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen Belange, die von der Planung berührt sein können, 
wurden gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am __.__._____ unterrichtet und zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert. 

 
4. Der Bauausschuss hat am __.__._____ den Entwurf der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes und 

die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 
 
5. Der Entwurf der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung haben in der Zeit vom 

__.__._____ bis einschließlich __.__._____ während folgender 
Zeiten:_______________________________________________________________nach § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden 
können, in der Zeit vom __.__._____ bis einschließlich __.__._____ durch Aushang ortüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 
BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter __________________zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit zusätzlich ins Internet eingestellt. 

 
6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am __.__._____ zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
7. Die Gemeindevertretung hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange am __.__._____ geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 
 
8. Die Gemeindevertretung hat die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes am __.__._____ 

beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt. 
 
9. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein hat die 

12. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Bescheid _______________ vom __.__.____ Az.: 
_______________ (mit den Nebenbestimmungen und Hinweisen) genehmigt. 

 
10. Die Gemeindevertretung hat die Nebenbestimmungen durch Beschluss vom __.__.____ erfüllt, die 

Hinweise sind beachtet. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes 
Schleswig-Holstein hat die Erfüllung der Nebenbestimmungen mit Bescheid vom __.__.____ Az.: 
_______________ bestätigt. 

 
11. Die Erteilung der Genehmigung der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie die 

Internetadresse der Gemeinde und die Stelle, bei denen der Plan mit Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten 
eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, wurden am __.__.____ (vom 
__.__.____ bis __.__.____) ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die 
Möglichkeit einer Geltendmachung von Verfahrens- und Formverstößen und von Mängeln der 
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) hingewiesen. Die 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wurde mithin am __.__.____ wirksam. 
 
Borgstedt, __.__.____  
 
 
 
______________________________    
  Bürgermeister      Siegel 
        

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom __.__._____. Die 
ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Aushang an den 
Bekanntmachungstafeln vom __.__._____bis einschließlich __.__._____. 

 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am __.__._____ 

durchgeführt.  
 

3. Die Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen Belange, die von der Planung berührt sein können, 
wurden gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am __.__._____ unterrichtet und zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert. 

 
4. Der Bauausschuss hat am __.__._____ den Entwurf der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes und 

die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 
 
5. Der Entwurf der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung haben in der Zeit vom 

__.__._____ bis einschließlich __.__._____ während folgender 
Zeiten:_______________________________________________________________nach § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden 
können, in der Zeit vom __.__._____ bis einschließlich __.__._____ durch Aushang ortüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 
BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter __________________zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit zusätzlich ins Internet eingestellt. 

 
6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am __.__._____ zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
7. Die Gemeindevertretung hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange am __.__._____ geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 
 
8. Die Gemeindevertretung hat die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes am __.__._____ 

beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt. 
 
9. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein hat die 

12. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Bescheid _______________ vom __.__.____ Az.: 
_______________ (mit den Nebenbestimmungen und Hinweisen) genehmigt. 

 
10. Die Gemeindevertretung hat die Nebenbestimmungen durch Beschluss vom __.__.____ erfüllt, die 

Hinweise sind beachtet. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes 
Schleswig-Holstein hat die Erfüllung der Nebenbestimmungen mit Bescheid vom __.__.____ Az.: 
_______________ bestätigt. 

 
11. Die Erteilung der Genehmigung der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie die 

Internetadresse der Gemeinde und die Stelle, bei denen der Plan mit Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten 
eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, wurden am __.__.____ (vom 
__.__.____ bis __.__.____) ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die 
Möglichkeit einer Geltendmachung von Verfahrens- und Formverstößen und von Mängeln der 
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) hingewiesen. Die 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wurde mithin am __.__.____ wirksam. 
 
Borgstedt, __.__.____  
 
 
 
______________________________    
  Bürgermeister      Siegel 
        

Entwurf

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
der 12. Änderung des  Flächennutzungsplanes

SOKlw
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 

+ § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO 

2. NACHRICHTLICHE  ÜBERNAHMEN (§ 5 Abs. 4 und Abs. 4a BauGB)

Gesetzlich geschütztes  Biotop, Steilhang § 5 Abs. 4 BauGB
i.V.m. § 30 BNatSchG

und § 21 LNatSchG
Bio

95,5 cm47
,5

 c
m

Hinweis:
Gemäß dem Archäologischen Landesamt handelt es sich bei dem Teilbereich 2 um ein archäologisches 
Interessengebiet. Es ist zu vermuten, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen 
Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. Maßnahmen und Erd- 
eingriffe sind frühzeitig mit dem archäologischen Landesamt abzustimmen
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Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes
Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen,
Verkehrslärm und Gewerbelärm 

§ 5 Abs. 2 Nr. 6  und Abs. 4 BauGB
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